
  

Für Sie im  

Deutschen Bundestag 

 

 

  

 

  

 

 

 

 

Newsletter  
vom 25. Februar 2019 



  

 

 
 
 
 
 

Die Themen im Überblick 
 
 
 
 

SPD-Fraktion verleiht Marie-Juchacz-Preis .............................................................................................. 1 

„Parität – auch das schaffen wir!“ ........................................................................................................... 1 

Der Digitalpakt kommt ........................................................................................................................... 2 

Ein neuer Sozialstaat für eine neue Zeit .................................................................................................. 2 

Kompromiss zum § 219a beschlossen...................................................................................................... 3 

Schwarzarbeit und Sozial-dumping bekämpfen ....................................................................................... 4 

Bundestag berät über Bundeswehreinsätze ............................................................................................ 4 

Vorbereitungen für einen ungeregelten Brexit ........................................................................................ 5 

Nationale Tourismusstrategie – Für gute Arbeit und Nachhaltigkeit ........................................................ 5 

Bundestag berät über Gesundheitsforschung .......................................................................................... 6 

Mehr Geld für Sozialeinrichtungen für Seeleute ...................................................................................... 6 

Treffen mit Herrn Miguel Vargas, Außenminister der Dominikanischen Republik .................................... 6 

Eisenbahnbrücke Albbruck wird abgerissen ............................................................................................ 7 

Schülerinnen und Schüler des Klettgau-Gymnasiums in Berlin ................................................................. 7 

Rheintalbahn: Südbadische Bundestagsabgeordnete blicken bei Lärmschutzgestaltung zwischen 

Müllheim und Auggen nach vorn ............................................................................................................ 7 
 
 
 
 
  



 

 
Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB | Platz der Republik 1, 11011 Berlin 

T: 030 – 227 73 071 | F: 030 – 227 76 173 | E: rita.schwarzeluehr-sutter@bundestag.de 

1 

 

SPD-Fraktion verleiht Marie-

Juchacz-Preis 

Vor 100 Jahren – am 19. Februar 1919 – sprach 
erstmals eine Frau in einem deutschen Parlament: 
die Sozialdemokratin Marie Juchacz. Die SPD-Frak-

tion hat aus diesem Anlass den Marie-Juchacz-Preis 
verliehen. 
 
Wenn Marie Juchacz heute eine Rede verfassen 
würde, was würde sie fordern? Vielleicht etwas wie 
„Da draußen passiert der Klimawandel, es passieren 
Rassismus, erstarkende rechtsextreme Mächte, und 
wir diskutieren Dinge, deren Lösung so einfach 
wäre?“ 
 
Diese Worte legt die 16-jährige Julia Huber der 
Gründerin der Arbeiterwohlfahrt in den Mund. Hu-
bers Rede, ein Plädoyer für die freie Entfaltung der 
Persönlichkeit und der Wertschätzung eines Jeden 
einfach aufgrund seines Menschseins, wurde am 
Montag von der SPD-Bundestagsfraktion mit dem 
ersten Platz beim Marie-Juchacz-Preis in der Kate-
gorie Kreativwettbewerb ausgezeichnet. 
 
Mit dem einmalig vergebenen Marie-Juchacz-Preis – 
anstelle des Otto-Wels-Preises für Demokratie – 
würdigte die Fraktion zum einen zwei junge Erwach-
sene, die eine zukunftsweisende frauenpolitische 
Rede verfasst haben, wie Marie Juchacz sie halten 
würde. Sie zeichnete zweitens zivilgesellschaftliche 
Projekte aus, die die politische Beteiligung von 
Frauen fördern. So wie das Frauenwahllokal aus 
Potsdam, das den ersten Platz in der Kategorie En-
gagement belegte. 
  
Wie fördert man politisches Engagement von 
Frauen? 
Zehn ehrenamtliche Initiatorinnen eröffneten in ei-
nem Eiscafé im Potsdamer Stadtzentrum das Frau-
enwahllokal, in dem eine Ausstellung über die Ge-
schichte des Frauenwahlrechts informiert. Zusätz-
lich organisieren die Gründerinnen Veranstaltungen 
wie etwa eine Erstwählerinnennacht oder den ‚Wein-
roten Frauenliederabend‘, bei dem es um den Wan-
del des Frauenbildes geht, und unterstützen mit 
Mentoringangeboten Frauen dabei, in die Politik zu 
gehen und sich einzumischen. 
 
Was Frauen motiviert, zur Wahl zu gehen oder sich 
selbst politisch zu engagieren, ist auch die Frage, die 

dem zweiten ausgezeichneten Engagement-Projekt 
zu Grunde liegt. In der Podcast-Reihe ‚Der lange 
Weg zur Demokratie für alle - 100 Jahre Frauen-
wahlrecht in Deutschland‘ porträtieren die Initiato-
rinnen generationsübergreifend Leipzigerinnen und 
fragen, was das Frauenwahlrecht für sie bedeutet. 
So offenbaren sich sehr unterschiedliche Lebens-
wege und Erfahrungen und es wird deutlich, wo der 
Verbesserungsbedarf hin zu mehr weiblicher Teil-
habe besteht. 
  
Keine Gründe sich auszuruhen 
Verbesserung tut Not, denn 100 Jahre nach Einfüh-
rung des Frauenwahlrechts ist es zwar eine Selbst-
verständlichkeit, dass Frauen wählen gehen, ihre 

Chancen ins Parlament gewählt zu werden sind al-
lerdings wesentlich schlechter als die von Männern. 
So ist der Anteil von Frauen in den deutschen Parla-
menten so gering wie seit knapp 20 Jahren nicht 

mehr. Die jetzige Zahl von 31 Prozent im Deutschen 
Bundestag liegt zwar deutlich über den 8,7 Prozent 
der Weimarer Nationalversammlung zu Marie 
Juchacz‘ Zeiten, aber – wie die zweite Preisträgerin 
im Kreativwettbewerbs Anne Sophie Spieler - be-
tont: „Sie lässt viel Luft nach oben.“ 
 
„Es ist besser, aber nicht gut, gerade dann, wenn 
wir von der Gleichheit sprechen, von dem Elemen-
taren unserer Gesellschaft“, resümiert die 19-Jäh-
rige. Sie verweist darin auch auf die politischen Er-
rungenschaften wie die Arbeitsschutzgesetze, den 
legalen Schwangerschaftsabbruch und die freie Be-
rufsausübung, fordert aber zugleich, „den Mut zu 
haben, immer weiter zu gehen, zielstrebig und mit 
Leidenschaft zu wirken“. Mit diesem leidenschaftli-
chen Aufruf für eine bessere Welt, frei von Lohnun-
gleichheit und Benachteiligungen von Frauen, ist sie 
den Forderungen von Marie Juchacz sehr nah. 
 
Die Verleihung des Marie-Juchacz-Preis erfolgte im 
Rahmen der Dialogveranstaltung ‚100 Jahre Frauen-
wahlrecht – Unser Ziel ist Parität‘ der SPD-Bundes-
tagsfraktion. Die Laudatio auf die Preisträgerinnen 
hielt Sophie Passmann. 
 
Die eingereichten Reden der Preisträgerinnen kön-
nen unter www.spdfraktion.de nachgelesen werden. 
 
 

„Parität – auch das schaffen 

wir!“ 

„Die Hälfte des Parlaments gehört uns“, sagt SPD-
Fraktionschefin Andrea Nahles bei der Verleihung 
des Marie-Juchacz-Preises. Ein Abend für die Gleich-
berechtigung von Frauen. 
 
Es gibt Veranstaltungen, bei denen der gemeinsame 
Wunsch nach Veränderung in der Luft liegt. So eine 
Veranstaltung war die Verleihung des Marie-
Juchacz-Preises am Montagabend im Otto-Wels-
Saal der SPD-Bundestagsfraktion. 
 
Es ist die Forderung nach einem Paritätsgesetz, der 
Wunsch nach Aufbruch und gleichberechtigter Teil-
habe, der alle Besucherinnen und Besucher, Lauda-

torinnen, SPD-Politikerinnen und Politiker und Preis-
trägerinnen an diesem Abend eint. „Parität ist nicht 
nur logisch, sondern auch notwendig. Die Hälfte des 
Parlaments gehört uns. Wir sollen sie besitzen, weil 
sie uns zusteht“, sagt Andrea Nahles, die Vorsit-
zende der SPD-Bundestagsfraktion. „Wir müssen 
uns unterhaken und den Kampf weiterführen.“ 
 
Sie ist dabei auf einer Linie mit den Ideen der Na-
mensgeberin des Preises, der an diesem Abend ver-
liehen wird: Marie Juchacz. Die Sozialdemokratin 
sprach am 19. Februar 1919 als erste Frau im deut-
schen Parlament. Den 100. Jahrestag der Rede 
nahm die SPD-Bundestagsfraktion zum Anlass für 
einen Marie-Juchacz-Preis. Sie würdigt damit Pro-
jekte, die sich in besondere Weise für Frauenpolitik 
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engagieren und zeichnet junge Erwachsene aus, die 
kreative Reden im Stile von Marie Juchacz verfasst 
haben. Mit Auszügen aus Juchacz‘ Rede eröffnete die 
Schauspielerin Esther Schweins den Abend und re-

zitierte dabei, was im Laufe des Abends immer wie-
der betont wurde: Es geht eigentlich um Selbstver-
ständlichkeiten. 
  
„Veränderung kommt durch Engagement“ 
Selbstverständlichkeiten, wie das Frauenwahlrecht 
oder aber auch die Strafbarkeit von Vergewaltigung 
in der Ehe. Selbstverständlichkeiten, die lautstark 
von Frauen eingefordert werden mussten. So wie die 
Forderung nach einer gleichen Verteilung von Män-
nern und Frauen auf Kandidatenlisten eingefordert 
werden muss. „Wir sind uns einig, dass noch viel zu 
tun ist“, sagt Katarina Barley. Die Bundesjustizmi-
nisterin betont, dass sie das Zurückdrängen von 
Rechtspopulisten, die einen gesellschaftlichen Roll-
back wollen, als eine entscheidende Weiche auf dem 
Weg zur Gleichstellung sieht. „Wenn wir das schaf-
fen, dann können wir vorwärts gehen.“ 
 
Dieses Zurückdrängen der rückwärtsgewandten 
Kräfte gelingt vor allem dann, wenn viele Frauen zur 
Wahl gehen, glaubt Ferda Ataman. „Frauen wählen 
anders, sie wählen klüger“, so die Journalistin und 
Sprecherin des Netzwerks Neue Deutsche Organisa-
tionen. 
 
Dass auch in dieser Legislaturperiode unabhängig 
vom Paritätsgesetz auf anderen Politikfeldern Ver-
besserungen für Frauen erzielt werden können, da-
rauf weist die stellvertretende SPD-Fraktionsvorsit-
zende Katja Mast hin. „Wir warten nicht ab, sondern 
tun erstmal, was wir können. Bei der Grundrente 
etwa profitieren zu 75 Prozent Frauen. Veränderun-
gen kommt durch Engagement“, so Mast. 
  
Ein ursozialdemokratisches Thema 
Warum die Veränderungen hin zu mehr Gleichstel-
lung so langsam vorangingen, will Moderator Robert 
Franken von Familienministerin Franziska Giffey 
wissen. „Einfach war es nie“, sagt Giffey. Aber aktu-
ell gebe es Möglichkeitsfenster, die genutzt würden. 
Die Aufwertung der sozialen Berufe sei ein wichtiges 
Anliegen, um die Lohnlücke zwischen Männern und 
Frauen, zu schließen, erklärt Giffey. „Das ist ein ur-
sozialdemokratisches Thema.“ 

 
Fotos der Veranstaltungen gibt es im Flickr-Kanal 
der SPD-Fraktion: www.spdfraktion.de/flickr. 
 
 
 

Der Digitalpakt kommt 

Bund und Länder haben sich im Vermittlungsaus-
schuss auf eine Grundgesetzänderung geeinigt. Sie 
machen damit den Weg frei für mehr Investitionen 
in die digitale Ausstattung von Schulen, in den sozi-
alen Wohnungsbau und den öffentlichen Nahver-
kehr. Der Bundestag hat dem Ergebnis des Vermitt-
lungsausschusses am Donnerstag mit breiter Mehr-
heit zugestimmt. 
 
Viele Schulen in Deutschland hinken bei ihrer digita-
len Ausstattung hinterher. Der Bund würde gerne 

mehr investieren, darf es bislang allerdings nicht, da 
Bildung Ländersache ist. Jetzt ändert sich das: Im 
Vermittlungsausschuss haben sich Bund und Länder 
auf eine Grundgesetzänderung geeinigt. Der Bund 

kann so künftig grundsätzlich die Leistungsfähigkeit 
der kommunalen Bildungsinfrastruktur fördern. 
Gleichzeitig wird damit der Weg frei für die Mittel des 
Digitalpakts, auf die viele Schulen warten. 
 
Mit dem Digitalpakt stellt der Bund in den nächsten 
Jahren fünf Milliarden Euro bereit: für die Ausstat-
tung der Schulen mit WLAN, Computern und digita-
len Lerninhalten. Auch beim Personal kann der Bund 
befristet investieren, zum Beispiel in Systemadmi-
nistratoren und in die Qualifizierung der Lehrkräfte 
für die Einführung der digitalen Infrastruktur. 
 
Strittig war im Vermittlungsausschuss vor allem die 
Frage danach, in welcher Höhe sich die Länder an 
künftigen Bundesprogrammen beteiligen müssen. 
Der ursprüngliche Entwurf sah vor, dass die Länder 
Mittel in gleicher Höhe bereitstellen müssen, wenn 
sie Finanzhilfen vom Bund erhalten. Jetzt haben sich 
Bund und Länder darauf geeinigt, dass die Mittel des 
Bundes zusätzlich zu eigenen Mitteln der Länder be-
reitgestellt werden. 
  
Investitionen in sozialen Wohnungsbau und 
öffentlichen Nahverkehr 
Die Grundgesetzänderung betrifft nicht nur den Bil-
dungsbereich: So kann der Bund den Ländern künf-
tig dauerhaft Geld für den sozialen Wohnungsbau 
zur Verfügung stellen. Die bestehende Befristung 
wird im Grundgesetz gestrichen. Auch in den schie-
nengebundenen Nahverkehr kann der Bund künftig 
unbefristet und ungedeckelt investieren. Damit kön-
nen die Kommunen etwa U- und Straßenbahnen 
ausbauen und modernisieren. 
 
Zusammengenommen ermöglichen die Grundge-
setzänderungen ein starkes und soziales Investiti-
onspaket in die Zukunft unseres Landes: in Schulen, 
Kitas, Köpfe, bezahlbaren Wohnraum, öffentlichen 
Personennahverkehr und gleichwertige Lebensver-
hältnisse. 
 
Der Bundestag hat der Grundgesetzänderung am 
Donnerstag zugestimmt. Der Bundesrat wird vo-
raussichtlich am 15. März darüber abstimmen. 

 
 
 

Ein neuer Sozialstaat für eine 

neue Zeit 

Die SPD-Bundestagsfraktion unterstützt das vom 
SPD-Parteivorstand vorgelegte Konzept für einen 
neuen Sozialstaat als Herzstück einer neuen sozial-
demokratischen Politik. Das hat die Fraktion in die-
ser Woche beschlossen. 
 
Das am 10.Februar beschlossene Sozialstaatskon-
zept des SPD-Parteivorstandes liefert nach Ansicht 
der SPD-Fraktion die richtigen, sozialdemokrati-
schen Antworten auf die zukünftigen Herausforde-
rungen und stellt so die Weichen für eine gerechte 
Gesellschaft. 

http://www.spdfraktion.de/flickr
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Der Sozialstaat von morgen soll auf den Leitgedan-
ken von Solidarität, Zusammenhalt und Leistungs-
gerechtigkeit basieren und von den Bürgerinnen und 

Bürgern als Partner und Unterstützer begriffen wer-
den. Es ist ein Perspektivwechsel: Alle Menschen 
sollen ein Recht auf Arbeit und einen Anspruch auf 
Qualifizierung und Weiterbildung bekommen. Die 
SPD-Fraktion will Arbeit für Alle ermöglichen und 
auch den Menschen, die auf dem ersten Arbeits-
markt keine Perspektive haben, eine sinnvolle Tätig-
keit anbieten. 
  
Eine neue Haltung 
Dazu gehört mehr Leistungsgerechtigkeit bei der Ar-
beitslosenversicherung. Das Arbeitslosengeld I soll 
auf bis zu drei Jahre verlängert werden. Das Prinzip: 
Wer länger einbezahlt hat, hat auch länger Anspruch 
auf Arbeitslosengeld I. Das neue Bürgergeld soll aus 
der Sicht derer gedacht sein, die den Sozialstaat 
brauchen, nicht aus der Sicht derer, die ihn miss-
brauchen. 
 
Dabei ist für die SPD-Fraktion klar: Kinder haben in 
der Sozialhilfe nichts zu suchen. Deshalb wird mit 
dem Starke-Familien-Gesetz der Weg für eine eigen-
ständige Kindergrundsicherung geebnet, die Fami-
lien mit geringen Einkommen stärkt und Kinderar-
mut bekämpft. 
 
Ein zentraler Bestandteil des Konzepts: sicherstel-
len, dass jeder von seinem Lohn ein gutes Leben 
führen kann. Dafür wollen die Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten den Mindestlohn erhöhen, die 
Tarifbindung stärken und eine Mindestausbildungs-
vergütung einführen. 
  
Fit für die Zukunft 
Auch der Digitalisierung trägt das neue Sozialstaats-
konzept Rechnung. Mit dem Recht auf Home-Office, 
auf Nichterreichbarkeit und durch ein Zeitkonto für 
alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sollen die 
Arbeitnehmerrechte zukunftsfit werden. 
 
Die SPD-Bundestagsfraktion sieht das Sozialstaats-
konzept als Herzstück einer neuen sozialdemokrati-
schen Politik. Die Zielsetzungen sollen daher bereits 
in den anstehenden parlamentarischen Beratungen 
und Gesetzesvorhaben, etwa beim Starke-Familien-

Gesetz, der Grundrente, der Einbeziehung der 
Selbstständigen in die gesetzliche Rentenversiche-
rung und der Evaluierung des Mindestlohnes Anwen-
dung finden. 
 
Der Beschluss der SPD-Fraktion kann hier herunter-
geladen werden: https://www.spdfraktion.de/sys-
tem/files/documents/neuer_sozialstaat-beschluss-
20190219.pdf 
  
 
 

Kompromiss zum § 219a be-

schlossen 

Nach langen und intensiven Beratungen haben die 
Koalitionsfraktionen am Donnerstag im Bundestag 
die Änderung des § 219a Strafgesetzbuch (StGB) 

beschlossen (Drs. 19/7693). Damit wird es Ärztin-
nen und Ärzten ermöglicht, auf ihren Internetseiten 
darüber zu informieren, dass sie Schwangerschafts-
abbrüche durchführen. Betroffene Frauen bekom-

men die Informationen, die sie in einer Notlage be-
nötigen. 
 
Bislang machen sich Ärztinnen und Ärzte strafbar, 
wenn sie auf ihren Internetseiten über die Durchfüh-
rung von Schwangerschaftsabbrüchen objektiv in-
formieren. Die Verurteilung der Gießener Ärztin Kris-
tina Hänel und weitere laufende Strafverfahren ge-
gen Ärztinnen und Ärzte wegen § 219a StGB zeigen 
sehr deutlich, dass gesetzgeberischer Handlungsbe-
darf besteht, damit Ärztinnen und Ärzte straffrei 
über die Durchführung von Schwangerschaftsabbrü-
chen objektiv informieren können. 
 
Für die Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 
waren in den Verhandlungen über eine Gesetzesän-
derung drei Ziele maßgeblich: die Informations-
rechte von Frauen stärken, Rechtssicherheit schaf-
fen und eine Entkriminalisierung der Ärztinnen und 
Ärzte erreichen. Frauen, die ungewollt schwanger 
werden und über einen Schwangerschaftsabbruch 
nachdenken, sind meist in einer persönlichen Notsi-
tuation. Unkompliziert und schnell Hilfe und Unter-
stützung zu erhalten, ist in diesem Moment sehr 
wichtig. 
 
Das nun beschlossene Gesetz zur Verbesserung der 
Information über einen Schwangerschaftsabbruch 
sieht daher unter anderem Folgendes vor: 
In Zukunft dürfen Ärztinnen und Ärzte, Krankenhäu-
ser und sonstige relevante Einrichtungen selbst dar-
über informieren, dass sie Schwangerschaftsabbrü-
che unter den gesetzlichen Voraussetzungen durch-
führen. Zum Beispiel auf der eigenen Internetseite. 
Das wird in § 219a StGB klargestellt. Diese Informa-
tion ist künftig ausdrücklich nicht strafbar. 
 
Frauen werden leichter erfahren können, welche 
Ärztinnen und Ärzte Schwangerschaftsabbrüche 
durchführen. Die Bundesärztekammer wird eine 
Liste mit Ärztinnen und Ärzten, Krankenhäusern und 
Einrichtungen führen, die Schwangerschaftsabbrü-
che vornehmen. Die Liste wird auch über die jeweils 
angewandten Methoden informieren. Die Liste soll 
monatlich aktualisiert und verschiedenen Stellen zur 

Verfügung gestellt werden. Auch Ärztinnen und 
Ärzte können auf diese Informationen verweisen. 
 
Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
veröffentlicht die jeweils aktuelle Liste der Bundes-
ärztekammer und weitere Informationen zur Durch-
führung von Schwangerschaftsabbrüchen. 
 
Der bundesweite zentrale Notruf „Schwangere in 
Not“ erteilt ebenfalls rund um die Uhr und in 18 
Sprachen Auskunft. 
 
Die Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten ha-
ben zudem erreicht, dass die Altersgrenze für Versi-
cherte, die Anspruch auf Versorgung mit verschrei-
bungspflichtigen, empfängnisverhütenden Mitteln 
haben, vom vollendeten 20. auf das vollendete 22. 
Lebensjahr heraufgesetzt wird. 
 

https://www.spdfraktion.de/system/files/documents/neuer_sozialstaat-beschluss-20190219.pdf
https://www.spdfraktion.de/system/files/documents/neuer_sozialstaat-beschluss-20190219.pdf
https://www.spdfraktion.de/system/files/documents/neuer_sozialstaat-beschluss-20190219.pdf
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Mit diesem Gesetz sorgt die Koalition für Rechtssi-
cherheit. Es wird sichergestellt, dass Ärzte, Kran-
kenhäuser und andere Einrichtungen die Möglichkeit 
haben, selbst öffentlich darüber zu informieren, dass 

sie Schwangerschaftsabbrüche durchführen. Frauen 
in einer persönlichen Notsituation können künftig an 
die Informationen gelangen, die sie benötigen. 
 
Auch wenn die SPD-Bundestagsfraktion eine Strei-
chung weiterhin für die beste Lösung hält oder den 
Ärztinnen und Ärzten zumindest ermöglichen will, 
Auskunft über die von ihnen angewendete Methode 
des Schwangerschaftsabbruchs zu geben, sind die 
Änderungen durch das Gesetz zumindest ein Schritt 
in die richtige Richtung. Ziel bleibt es weiterhin, 
Straffreiheit und Rechtssicherheit für Ärztinnen und 
Ärzte zu schaffen und das Informationsrecht für 
schwangere Frauen zu gewährleisten. 
 
 
 

Schwarzarbeit und Sozial-

dumping bekämpfen 

Die Bundesregierung hat am Mittwoch einen Gesetz-
entwurf gegen illegale Beschäftigung und Sozialleis-
tungsmissbrauch beschlossen. Mit dem Gesetzent-
wurf von Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) 
wird die zuständige Sondereinheit beim Zoll massiv 
gestärkt: Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) 
erhält zusätzliche Befugnisse und deutlich mehr Per-
sonal. Damit wird der Zoll in die Lage versetzt, noch 
besser für Ordnung und Fairness auf dem Arbeits-
markt zu sorgen. 
 
Illegale Beschäftigung, Schwarzarbeit und Sozial-
leistungsbetrug schädigen die Gemeinschaft auf 
vielfältige Weise. Sie schädigen den Staat, weil 
durch Steuerbetrug jährlich Milliardenbeträge für 
Kindergärten, Schulen, Straßen oder sozialen Woh-
nungsbau fehlen. Sie schädigen die vielen ehrlichen 
Unternehmen, die sich unfairer Konkurrenz ausge-
setzt sehen. Sie schädigen die Beschäftigten selbst, 
weil hier Regelungen zu Mindestlohn und Arbeits-
schutz häufig nicht eingehalten werden, was teil-
weise mit menschenunwürdigen Arbeitsbedingun-
gen einhergeht. Und sie schädigen Arbeitslose, die 
dadurch weniger Chancen auf eine legale Beschäfti-
gung haben. 
 
Mit dem neuen Gesetz sollen perspektivisch allein 

3.500 Stellen zusätzlich für die FKS geschaffen wer-
den. Künftig kann die FKS konsequenter gegen das 
Vorenthalten von Sozialversicherungsbeiträgen, So-
zialleistungsbetrug und illegale Beschäftigung vor-
gehen sowie die Einhaltung gesetzlicher Mindest-
lohnverpflichtungen überprüfen. Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen können so besser vor illegalen 
Lohnpraktiken geschützt werden. 
 
Das Gesetz sieht auch umfassende Maßnahmen zur 
Bekämpfung der unberechtigten Inanspruchnahme 
von Kindergeld vor. Der Kindergeldanspruch wird 
stärker mit dem Freizügigkeitsrecht verknüpft. Die 
Familienkassen sollen auch überprüfen können, ob 
die Antragsteller über ein für die Leistungsgewäh-
rung ausreichendes Aufenthaltsrecht verfügen. Neu 

zugezogene und nicht erwerbstätige Unionsbürger 
erhalten künftig in den ersten drei Monaten keinen 
Anspruch auf Kindergeld mehr. Für die Familien-
kasse wird die Möglichkeit geschaffen, laufende Kin-

dergeldzahlungen in begründeten Zweifelsfällen 
vorläufig einzustellen. Diese bereits im Bereich der 
Arbeitsförderung vorhandene Verfahrensweise wird 
auf das Kindergeldrecht übertragen. 
 
 
 

Bundestag berät über Bun-

deswehreinsätze 

Der Bundestag hat am Donnerstag über mehrere 
Mandate für Bundeswehreinsätze beraten. Dabei 
ging es um die Verlängerung des Einsatzes in Afgha-
nistan, die Beteiligung an den VN-Missionen in Dar-
fur und dem Südsudan sowie die Sicherheit im Mit-
telmeerraum. 
 
Der gewaltsame Konflikt in Afghanistan kann nur 
durch einen politischen Verhandlungsprozess been-
det werden. Hierauf hat die Bundesregierung in ih-
rem jüngsten Afghanistan-Bericht vom Januar noch-
mal deutlich hingewiesen. Die SPD-Fraktion steht 
zum Engagement in Afghanistan. Gleichzeitig muss 
es aber auch eine Perspektive für die Beendigung 
des internationalen militärischen Einsatzes in Afgha-
nistan geben. Auch hierauf verweist die Bundesre-
gierung in ihrem Bericht. Dies kann nur in enger Ab-
stimmung erfolgen. Einseitige Schritte, die diesen 
Prozess gefährden, sollten deshalb unterbleiben. 
Daher soll das diplomatische, zivile und militärische 
Engagement in enger Abstimmung mit den Partnern 
fortgesetzt werden. 
 
Die Bundesregierung hat deshalb einen Antrag in 
den Bundestag eingebracht, um den Einsatz deut-
scher bewaffneter Streitkräfte im Rahmen der 
NATO-Mission „Resolute Support“ in Afghanistan 
fortzusetzen. Er sieht vor, das Bundeswehrmandat 
bis zum 31. März 2020 zu verlängern. Für die Betei-
ligung an der Mission könnten bis zu 1.300 Soldatin-
nen und Soldaten eingesetzt werden. Unveränderter 
Auftrag der Mission bleibt es, durch militärische Aus-
bildungsunterstützung die Leistungsfähigkeit der af-
ghanischen Verteidigungs- und Sicherheitskräfte zu 
erhöhen, damit sie, eigenverantwortlich die Sicher-
heitsverantwortung flächendeckend übernehmen 
können. 

  
Beteiligung an VN-Mission in Darfur verlän-
gern 
Seit 2007 beteiligt sich die Bundeswehr an der von 
den Vereinten Nationen und der Afrikanischen Union 
gestellten Friedenstruppe für Darfur. Die Ziele der 
Mission UNAMID: Die Sicherheitslage in Darfur sta-
bilisieren und verbessern sowie die politischen Be-
mühungen um ein Ende der Krise begleiten. Mit ei-
nem Antrag will die Bundesregierung die deutsche 
Beteiligung an der Mission bis zum 31. März 2020 
verlängern. Dem Antrag zufolge sollen bis zu 50 Sol-
datinnen und Soldaten auch künftig in Darfur die Zi-
vilbevölkerung schützen, humanitäre Hilfe ermögli-
chen und den Versöhnungs- und Friedensprozess 
unterstützen. 
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Einsatz im Südsudan 
Im Südsudan haben sich die Bürgerkriegsparteien 

im September 2018 auf ein Friedensabkommen ge-
einigt. Die Sicherheitslage bleibt allerdings weiter 
angespannt. Insgesamt ist der Südsudan auch acht 
Jahre nach der Unabhängigkeit auf die Unterstüt-
zung der internationalen Gemeinschaft angewiesen. 
Die Bundeswehr beteiligt sich derzeit an einer Mis-
sion der Vereinten Nationen (UNMISS), die vor allem 
den Schutz der Zivilbevölkerung zum Ziel hat. Ein 
Antrag der Bundesregierung sieht vor, dass dieser 
Einsatz um ein weiteres Jahr bis zum 31. März 2020 
verlängert wird. Dafür sollen maximal 50 Soldatin-
nen und Soldaten eingesetzt werden. 
  
Mittelmeerraum stabilisieren 
Zudem hat der Bundestag einen Antrag der Bundes-
regierung über den Einsatz der Bundeswehr im Mit-
telmeerraum beraten. Rund ein Drittel aller über See 
verschifften Güter und ein Viertel aller Öltransporte 
weltweit gehen über das Mittelmeer. Die Sicherheit 
im Mittelmeerraum ist daher für die NATO und ihre 
Mitglieder von zentraler Bedeutung. Seit 2016 enga-
giert sich die NATO mit der Maritimen Sicherheits-
operation „Sea Guardian“ und leistet damit einen 
wichtigen Beitrag, um Waffenschmuggel und terro-
ristische Aktivitäten im Mittelmeerraum zu verhin-
dern. Die Bundeswehr beteiligt sich mit bis zu 650 
Soldatinnen und Soldaten an der Mission. Der An-
trag der Bundesregierung sieht vor, diesen Einsatz 
bis März 2020 zu verlängern. 
 
 
 

Vorbereitungen für einen un-

geregelten Brexit 

Der Termin zum so genannten Brexit (Austritt Groß-
britanniens aus der EU) rückt näher. Zwei Gesetze, 
die der Bundestag am Donnerstag beschlossen hat, 
sollen Rechtssicherheit für den Fall eines ungeregel-
ten Brexits schaffen. Denn mit solch einem ungere-
gelten Austritt des Vereinigten Königreichs aus der 
EU enden auch die Regelungen zur Koordinierung 
der Systeme der sozialen Sicherheit sowie die Mit-
gliedschaft im Europäischen Währungsraum (EWR). 
Mit dem Brexit-Übergangsgesetz (Drs. 19/7376) ge-
währleistet die Koalition deshalb sozialen Schutz für 
Bürgerinnen und Bürger aus dem Vereinigten König-

reich bzw. Deutschland, die zum Beispiel Ansprüche 
in der Kranken-, Pflege-, Unfall-, Renten- und Ar-
beitslosenversicherung erworben und vor dem EU-
Austritt Großbritanniens relevante Zeiten im Sinne 
der oben genannten Koordinierungsvorschriften zu-
rückgelegt haben. Auszubildende sollen auch nach 
dem Austritt für einen in Großbritannien bereits vor-
her begonnenen Ausbildungsabschnitt gegebenen-
falls noch bis zu dessen Abschluss Leistungen nach 
dem BAföG erhalten. 
 
Britische Staatsbürger, die vor dem 30. März 2019 
einen Antrag auf Einbürgerung in die Bundesrepub-
lik Deutschland gestellt haben, müssen nicht wie 
sonst üblich ihre britische Staatsbürgerschaft aufge-

ben. Umgekehrt verlieren Deutsche, die einen An-
trag auf Einbürgerung in Großbritannien gestellt ha-
ben, nicht ihre deutsche Staats-angehörigkeit. 
  

Steuerliche Regelungen 
Das so genannte Brexit-Steuerbegleitgesetz (Drs. 
19/7377) enthält steuerliche und finanzmarktrecht-
liche Regelungen zur Begleitung des Austritts des 
Vereinigten Königsreichs aus der EU. Das Vereinigte 
Königreich wird ab dem 30. März 2019 bzw. bei ei-
nem Austrittsabkommen nach Ablauf der vereinbar-
ten Übergangsfrist wie ein Drittstaat behandelt. 
 
Um unvorhergesehene Belastungen abzuwenden, 
sollen Sonderregelungen, die für EU-Sachverhalte 
eine günstigere Besteuerung vorsehen als für Nicht-
EU-Sachverhalte, für Altfälle fortgelten. Auch sollen 
Unternehmen aus dem Finanzsektor aus Großbritan-
nien übergangsweise ihr Marktzugangsrecht behal-
ten können, um Risiken für die Finanzmärkte zu ver-
meiden. 
 
 
 

Nationale Tourismusstrategie 

– Für gute Arbeit und Nach-

haltigkeit 

Der Tourismus in Deutschland ist ein wichtiger Wirt-
schaftsfaktor und sichert drei Millionen Arbeits-
plätze. Aber er steht vor vielfältigen Herausforde-
rungen. Damit der Tourismus ein Beschäftigungs-
motor bleiben und Deutschland weiter als attrakti-
ves Reiseziel im internationalen Wettbewerb beste-
hen kann, müssen die richtigen Weichenstellungen 
vorgenommen werden. 
 
Die Bundesregierung will deshalb in den kommen-
den Monaten Eckpunkte für eine nationale Touris-
musstrategie beschließen. Die SPD-Bundestagsfrak-
tion hat dazu nun ein umfassendes Positionspapier 
vorgelegt, das die wesentlichen Handlungsfelder 
aufzeigt und konkrete Maßnahmen enthält. Wesent-
liche sozialdemokratische Ziele sind bessere Arbeits- 
und Ausbildungsbedingungen in der Tourismusbran-
che, mehr Nachhaltigkeit und Verbraucherschutz 
beim Reisen sowie eine leistungsfähige touristische 
Infrastruktur. 
 
Um die touristische Entwicklung zukunftsfest zu ma-
chen, ist es notwendig, alle Kräfte zu bündeln und 
die Tourismuspolitik zwischen Bund, Ländern und 

Kommunen sowie zwischen den Ressorts besser zu 
koordinieren. 
 
Auch die Branche selbst steht in der Pflicht, gute Ar-
beits- und Ausbildungsbedingungen zu gewährleis-
ten. Vor allem im Gastgewerbe ist der Handlungsbe-
darf groß. Die SPD-Fraktion setzt sich dafür ein, die 
Tarifbindung zu stärken, vorbildliche Ausbildung und 
gute Arbeitgeber besser anzuerkennen sowie gra-
vierende Ausbildungsverstöße konsequenter zu ahn-
den. Die überbetriebliche Ausbildung und Weiterbil-
dung sollen gestärkt werden. 
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Zudem setzen sich die Sozialdemokratinnen und So-
zialdemokraten für mehr Nachhaltigkeit und Ver-
braucherschutz beim Reisen ein. Der Tourismus 
muss im Sinne der Agenda 2030 ökologisch, sozial 

und wirtschaftlich zukunftsorientiert gestaltet wer-
den. Es gilt, das natürliche und kulturelle Erbe zu 
schützen und nachhaltiges Reisen verbindlich zu 
zertifizieren. Um die Rechte der Reisenden besser zu 
schützen, spricht sich die SPD-Fraktion für eine In-
solvenzabsicherung von Airlines und eine automati-
sierte Vertragsentschädigung aus. 
 
Der Tourismus ist auf eine leistungsfähige Infra-
struktur angewiesen. Deshalb sollen die Erreichbar-
keit touristischer Ziele per Schiene, Straße, Luft und 
Wasser erhalten, ausgebaut und die Verkehrsträger 
stärker miteinander vernetzt werden. Die Rahmen-
bedingungen für den öffentlichen Verkehr müssen 
verbessert und der Umbau barrierefreier Bahnhöfe 
und touristischer Angebote vorangetrieben werden. 
Um den Investitionsstau im Wassertourismus aufzu-
lösen, soll es einen eigenen Haushaltstitel für Ne-
benwasserstraßen geben. Zudem setzt die Fraktion 
auf den Ausbau von Radwegen und WLAN-Versor-
gung. 
 
Das Positionspapier der SPD-Bundestagsfraktion 
kann hier heruntergeladen werden: 
https://www.spdfraktion.de/system/fi-
les/documents/nationale_tourismusstrategie-positi-
onspapier-20190219.pdf 
 
 

Bundestag berät über Ge-

sundheitsforschung 

Am Freitag hat der Bundestag über das Rahmenpro-
gramm Gesundheitsforschung der Bundesregierung 
beraten. 
 
Das Rahmenprogramm Gesundheitsforschung ist 
zum 1. Januar 2019 in Kraft getreten und definiert 
die Strategie der Bundesregierung auf diesem Feld. 
Mit den Fördermaßnahmen des Programms will die 
Bundesregierung in den kommenden zehn Jahren 
die bedeutendsten Krankheitsbilder angehen, zu-
kunftsträchtige Methoden und Technologien fördern 
sowie die Rahmenbedingungen von Forschung ver-
bessern. Zudem stellt das neue Rahmenprogramm 
die Überführung von Forschungsergebnissen in die 
medizinische Versorgung in den Mittelpunkt. 

 
Durch eine verstärkte Forschungsförderung sollen 
Volkskrankheiten noch effektiver bekämpft werden. 
Krebs und psychische Erkrankungen sollen dabei ei-
nen Schwerpunkt bilden. Zugleich sollen Gesund-
heitsinnovationen vorangetrieben und mit Hilfe von 
Strukturförderungen der Forschungsstandort ge-
stärkt werden. 
 
Mit der Gründung von zwei neuen Deutschen Zen-
tren der Gesundheitsforschung sollen zudem die 
speziellen Belange von Kindern und Jugendlichen 
sowie psychisch Erkrankten mehr Beachtung finden. 
Forschung und Versorgung sollen in diesen Zentren 
eng zusammenarbeiten, so dass die Erkenntnisse 

schnell den Patientinnen und Patienten zugutekom-
men. 
 
 

Mehr Geld für Sozialeinrich-

tungen für Seeleute 

Sozialeinrichtungen für Seeleute in deutschen See-
häfen erhalten mehr Geld vom Bund. Das hat der 
Bundestag am späten Donnerstagabend beschlos-
sen. 
 
Die Sozialeinrichtungen für Seeleute in deutschen 
Seehäfen befinden sich in der Trägerschaft kirchli-
cher Einrichtungen. Der Bund muss aus diesem 
Grund keine unmittelbar staatlichen Einrichtungen 
für die soziale Betreuung der Seeleute an Land 
schaffen. Daher beteiligt er sich an der Finanzierung 
der kirchlichen Einrichtungen. 
 
Mit dem von den Koalitionsfraktionen eingebrachten 
Gesetz wird die Summe, mit der sich der Bund an 
den Kosten der Deutschen Seemannsmissionen e. V. 
und Stella Maris beteiligt, von 500.000 Euro auf 1 
Million Euro verdoppelt. 
 
 
 

Treffen mit Herrn Miguel Var-

gas, Außenminister der Do-

minikanischen Republik 

 
Foto: BMU /Sascha Hilgers 
 
Heute am am 18. Februar 2019 empfing ich den Au-
ßenminister der Dominikanischen Republik, Herrn 
Miguel Vargas, zu einem bilateralen Gespräch im 
BMU Berlin. 
 
Themen waren unter anderem das gemeinsam von 
Deutschland und der Dominikanischen Republik im 
VN-Sicherheitsrat vorangetriebene Schwerpunkt-
thema "Klima und Sicherheit", die beiden Gipfel im 
Rahmen der Generalversammlung zu Nachhaltigkeit 
und Klima im September sowie die bilaterale Zu-
sammenarbeit über die Internationale Klimaschutz-
initiative des BMU. 
 
 

https://www.spdfraktion.de/system/files/documents/nationale_tourismusstrategie-positionspapier-20190219.pdf
https://www.spdfraktion.de/system/files/documents/nationale_tourismusstrategie-positionspapier-20190219.pdf
https://www.spdfraktion.de/system/files/documents/nationale_tourismusstrategie-positionspapier-20190219.pdf
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Eisenbahnbrücke Albbruck 

wird abgerissen 

Die endgültige Entscheidung des Petitionsausschus-
ses zum Abriss der historischen Eisenbahnbrücke in 
Albbruck bedaure ich sehr, insbesondere für all die 

engagierten Bürgerinnen und Bürger, die sich für 
den Erhalt der Brücke eingesetzt haben. Noch beim 
Termin Ende Juli letzten Jahres hatten sich die Bür-
ger, mein Kollege Schreiner und ich mit den Mitglie-
dern des Petitionsausschusses vor Ort für den Erhalt 
der Brücke ausgesprochen und damit ein positives 
Signal gesandt. Ich bin mir sicher, dass sich der Pe-
titionsausschuss diese Entscheidung nicht leicht ge-
macht hat. Wichtig war, dass der Petitionsausschuss 
alle Fakten und Argumente abgewogen hat. 
  
 
 

Schülerinnen und Schüler 

des Klettgau-Gymnasiums in 

Berlin 

Unsere Diskussion im Reichstagsgebäude mit an-
schließendem Besuch der Reichstagskuppel bildete 
einen Höhepunkt der vom Lehrer Thomas Weißen-
born organisierten Studienfahrt nach Berlin. 
 

 
Foto: Büro Schwarzelühr-Sutter 
 
Zunächst konnte ich den Schülerinnen und Schülern 
des KGT eine kurze Einführung in den Ablauf des 
Parlamentsbetriebs und in meine Arbeit als Mitglied 
der Bundesregierung geben. In der anschließenden 
Diskussion kamen die Schülerinnen und Schüler ins-
besondere auf parteipolitische Fragestellungen zu 
sprechen, wie z.B. den Zustand der Sozialdemokra-
tie in Deutschland und in Europa. Aber auch über 

das momentane Umfragehoch der Grünen wollten 
die jungen Besucher meine Meinung wissen. 
 
Natürlich lebt die aktuelle grüne Führungsriege von 
Sympathieträgern. Sie wirken frisch und haben den 
Vorteil –weil sie sich nicht in der Regierung befin-
den–, keine Kompromisse eingehen zu müssen. Und 
in den Bundesländern, in denen die Grünen an der 
Regierung beteiligt sind, wird ihnen nichts übelge-

nommen– aller inneren Widersprüche, z.B. in Sa-
chen sichere Herkunftsländer, zum Trotz. Auch über 
das Thema Rechtspopulismus diskutierten die Schü-
lerinnen und Schüler mit mir. 

 

  

Rheintalbahn: Südbadische 

Bundestagsabgeordnete bli-

cken bei Lärmschutzgestal-

tung zwischen Müllheim und 

Auggen nach vorn 

Die Bundestagsabgeordneten Matern von Marschall, 
Armin Schuster, Peter Weiß (alle CDU), Rita Schwar-
zelühr-Sutter (SPD), Kerstin Andreae und Gerhard 
Zickenheiner (beide Grüne) begrüßen die Ankündi-
gung der Deutschen Bahn, das direkte Gespräch mit 
den Kommunen zu suchen und die Durchführung der 
Planänderung des Lärmschutzes im Abschnitt Müll-
heim-Auggen gemeinsam zu gestalten. 
 

 
Foto: Büro Armin Schuster, MdB 
 
Die Abgeordneten aus Südbaden hatten sich gestern 
in einem fraktionsübergreifenden Treffen von dem 
Vorstand der DB Netz AG, Prof. Dr. Dirk Rompf, auf 
den neusten Stand im Planfeststellungsschnitt 9.0 
Müllheim-Augen bringen lassen. Mit der künftig zu 
planenden Lärmschutzwänden in Höhe 4 Metern bis 
zu max. 6,5 Metern in den Ortslagen Auggen und 
Müllheim geht die Deutsche Bahn beim Lärmschutz 

des Rheintalbahnausbaus entsprechend dem Bun-
destagsbeschluss über das gesetzliche Höchstmaß 
von 5,5 Metern hinaus. Dabei sollen die Sorgen der 
Anwohner vor einer übergroßen Vollschutz-Galerie-
konstruktion aber intensiv berücksichtigt werden. 
 
Die Abgeordneten: „Uns ist wichtig, dass die be-
troffenen Kommunen und Bürger bei der Gestaltung 
miteinbezogen werden und sich jetzt aktiv einmi-
schen. Die Deutsche Bahn sagte für die Durchfüh-
rung der Planänderung ab dem zweiten Quartal 
2019 ein zweistufiges Partizipationsverfahren zu, 
welches den Dialog mit der Bevölkerung über die 
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bauliche Ausgestaltung (Kubatur) der Lärmschutz-
wand und einen Kreativwettbewerb zur Gestaltung 
des Designs zum Ziel hat.“ 
 

Zuvor hatte die Bahn deutlich gemacht, dass sich die 
Höhe der sichtbaren Lärmschutzwand bei einer 
Tieferlegung der Schiene um ein bis zwei Meter nicht 
senken lassen könne, denn physikalisch gesehen 
bliebe die Lärmabstrahlsituation bei einer möglichen 
Absenkung unverändert, d.h. die Wand müsste min-
destens gleich hoch bleiben, um den gleichen Schall-
schutzeffekt zu gewährleisten. Außerdem sei die 
Nicht-Weiterverfolgung der Tieflage rechtlich ab-
schließend bewertet worden. 
 
„Mit dem im Bundestagsbeschluss zur Rheintalbahn 
garantierten übergesetzlichen Vollschutz haben wir 
für Müllheim und Auggen viel erreicht. Deshalb ist 
es uns als Abgeordnete besonders wichtig, für die 
Bürgerinnen und Bürger vor Ort einen qualitativ 
hochwertigen Lärmschutz, der gleichzeitig in die 
Landschaft des Rheintals passt, zu erreichen“, erklä-
ren die Abgeordneten. 
 
Nun blicke man nach vorn. „Der Bundestag hat be-
schlossen, dass der Ausbau der Rheintalbahn zwi-
schen Karlsruhe und Basel menschen- und umwelt-
gerecht realisiert werden soll. Wir sind zuversicht-
lich, dass ein konstruktives Zusammenarbeiten der 
Akteure vor Ort und die konkrete Beteiligung der 
Bürgerinnen und Bürger dazu beitragen werden, 
nachhaltige Lösungen zu erarbeiten“, so die Abge-
ordneten. 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 



  

 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Liebe Leserinnen und Leser,  
 
ich hoffe Sie hatten eine spannende Lektüre! Den Menschen bei uns im Wahlkreis und in unserer Region möchte 
ich auch ein wichtiger Ansprechpartner für ihre Anliegen und Sorgen sein. Gerne können Sie sich jederzeit tele-
fonisch, per E-Mail oder ganz klassisch per Brief an mich wenden. Ich freue mich auf Ihre Nachricht!  
 
Für mehr Informationen zu meiner politischen Arbeit im Wahlkreis und in Berlin besuchen Sie mich auch gerne 
auf meiner Homepage und bei facebook oder folgen mir auf Twitter und Instagram!  
 

 
 
 
 
Kontakt 
 
Abgeordnetenbüro Berlin: 
 
Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
T: 030 – 227 73 071 
F: 030 – 227 76 173 

E: rita.schwarzeluehr-sutter@bundestag.de 
 

Wahlkreisbüro Waldshut-Tiengen: 
 
Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB 
Wallstr. 9 / Kaiserstr. 22 
79761 Waldshut-Tiengen 
T: 07751 – 91 76 881 
F: 07751 – 91 76 882 

E: rita.schwarzeluehr-sutter.wk@bundestag.de 

 

Home:  
Facebook: 
Twitter: 
Instagram: 

www.schwarzelühr-sutter.de 
facebook.com/schwarzeluehrsutter 
twitter.com/rischwasu 
instagram.com/rischwasu/ 
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